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Abstimmungen
Bezirke

Verhüllungsverbot E-ID-Gesetz Handelsabkommen 
mit Indonesien

Ja Nein Ja Nein Ja Nein

Saane 17 226 17 385 12 599 21 579 15 544 18 182
Sense 9728 7408 6509 10 471 8695 8072
Greyerz 11 139 7280 6753 11 366 7990 9858
See 7230 5990 5311 7794 6702 6249
Glane 5527 3640 3232 5662 3574 5202
Broye 7582 4647 4395 7686 4970 6935
Vivisbach 3764 2832 2401 4089 2614 3802
Ausland-CH 1213 887 1128 961 1034 1030
Total 63 409 50 069 42 328 69 608 51 123 59 330
Kanton in % 55.88 44.12 37.81 62.19 46.28 53.72

Abstimmungen
Grossfreiburg

Verhüllungsverbot E-ID-Gesetz Handelsabkommen  
mit Indonesien

Ja Nein Ja Nein Ja Nein

Avry 432 333 305 454 410 341
Belfaux 558 472 413 609 504 500
Corminboeuf 627 532 447 705 558 570
Freiburg 4314 6623 3520 7277 4484 6218
Givisiez 464 346 309 499 367 442
Granges-Paccot 480 414 360 522 434 444
Marly 1414 1370 1066 1717 1410 1298
Matran 324 294 250 357 321 283
Villars-sur-Glâne 1710 2046 1419 2308 1849 1806

Abstimmungen
Sensebezirk

Verhüllungsverbot E-ID-Gesetz Handelsabkommen 
mit Indonesien

Ja Nein Ja Nein Ja Nein
Bösingen 884 517 537 846 692 674
Brünisried 153 82 93 142 131 102
Düdingen 1733 1623 1420 1908 1787 1502
Giffers 412 213 211 404 315 299
Heitenried 306 223 234 294 270 244
Plaffeien 846 518 451 912 662 665
Plasselb 275 122 135 254 187 194
Rechthalten 267 163 177 248 230 193
Schmitten 812 885 655 1014 897 760
St. Silvester 278 84 141 220 172 184
St. Ursen 320 272 219 373 288 299
Tafers 1508 1123 983 1619 1287 1295
Tentlingen 337 181 160 353 259 248
Ueberstorf 658 458 411 703 533 556
Wünnewil-Flamatt 939 944 682 1181 985 857
Total 9728 7408 6509 10471 8695 8072
Jaun 226 68 58 230 101 184

Freiburger wollen Gesicht sehen
Das Verhüllungsverbot hat im Kanton Freiburg viel Anklang gefunden: 55,9 Prozent der Bürgerinnen 
und Bürger stimmten Ja zur Initiative. Das ist ein höherer Anteil als auf nationaler Ebene.

Urs Haenni

FREIBURG Die Antwort des 
Freiburger Stimmvolks zum 
Verhüllungsverbot ist eindeu-
tig ausgefallen: 55,88 Prozent 
stimmten für und 44,12 Pro-
zent gegen die Initiative – bei 
einer hohen Stimmbeteiligung 
von 55 Prozent. National lag 
der Ja-Anteil mit 52 Prozent et-
was tiefer. Im Vorfeld hatte sich 
angedeutet, dass besonders in 
der Romandie die Zustimmung 
zur Vorlage hoch sein dürfte. 
Nun zeigten sich vor allem 
Unterschiede zwischen Stadt 
und Land. Das drückte sich 
auch im Kanton Freiburg aus: 
Der Saanebezirk stimmte mit 
50,2 Prozent Nein-Stimmen als 
einziger Bezirk mehrheitlich 
gegen die Initiative. In der 
Stadt Freiburg lag der Nein-An-
teil gar bei 60,6 Prozent und in 
Villars-sur-Glâne bei 54,5 Pro-
zent. Auch in Deutschfreiburg 
gab es einzelne Gemeinden mit 
einer Nein-Mehrheit: Schmit-
ten mit 52,2 Prozent, Wünne-
wil-Flamatt mit 50,1, Kerzers 
mit 50,1, Merlach mit 50,3 und 
Muntelier mit 54 Prozent.

Getragen wurde die vom 
Egerkinger Komitee lancierte 
Vorlage vor allem von der SVP. 
Entsprechend zufrieden zeigte 
sich deshalb SVP-Kantonalprä-
sident Christophe Blaumann: 
«Das Volk hat verstanden, dass 
es hier weniger darum ging, 
Maskierung zu verhindern, als 
vielmehr radikalen Islamis-
mus, Extremismus, Terroris-
mus, und zwar von allen Sei-
ten: links wie rechts.» Es seien 
vor allem die Medien gewesen, 
die die Vorlage auf das Tragen 
eines Niqab oder einer Burka 
reduziert hätten, so Blaumann. 
Mit Blick auf das klare Freibur-
ger Resultat meinte er: «Das 
Freiburger Volk drückt so aus, 
dass sich die Vorlage vor allem 
gegen extreme Bewegungen 
richtet.» Bei der Umsetzung 
der Initiative könnten sich die 
Kantone nun ans Tessin und 
an St. Gallen richten, die eine 
solche Gesetzgebung schon 
kennten.

«Wenig Auswirkungen» 
Im Gegensatz zu den kanto-

nalen Mutterparteien gaben im 
Kanton Freiburg auch Mitte-

rechts-Parteien die Ja-Parole 
zum Verhüllungsverbot heraus. 
So etwa die FDP. Präsident Sé-
bastien Dorthe sagt, er persön-
lich sei zwar gegen die Vorlage 
gewesen, sie habe aber bei den 
Frauen der Partei viel Unter-
stützung gefunden. Dorthe sag-
te, er nehme das Ergebnis zur 
Kenntnis, erwarte davon aber 
keine grossen Auswirkungen, 
weil nur wenige Personen sich 
verhüllt in der Öffentlichkeit 
zeigten. Diskussionen könne es 
allenfalls beim kantonalen Aus-
führungsgesetz geben.

Auch die Freiburger CVP, die 
bald Die Mitte heissen wird, 
hatte sich im Vorfeld knapp für 
ein Ja ausgesprochen. Präsi-
dent Damiano Lepori interpre-
tiert dies dahingehend, dass 
seine Partei genau die Position 
der Bevölkerung vertrat. «Es ist 
bei dieser Abstimmung offen-
sichtlich nicht um Religion ge-
gangen, sondern um die Ge-
sellschaft als Ganzes: Man will 
keine Gesichtsverhüllung.» Bei 
der Umsetzung gehe es nun da-
rum, dass sie sich nicht repres-
siv gegen Niqab- und Burka-
Trägerinnen richte. 

SP-Präsidentin Alizée Rey 
bezeichnet das Ja zum Verhül-
lungsverbot als eine schlechte 
Sache: «Es ist reine Symbol-
politik: In der Schweiz sind nur 
rund 30 Personen betroffenen. 
Wahre Probleme wie Sexismus, 
Rassismus und Gewalt werden 
durch die Initiative nicht ge-
löst.» Sie akzeptiere das demo-
kratische Resultat, aber es sei 
gefährlich für Minderheiten 
und könne andere Probleme 
schaffen: «Es geht um Werte 
und Toleranz, und dafür ist das 
Ja ein schlechtes Signal.»

Unterstützung für Frauen?
Ähnlich äussert sich Julien 

Vuilleumier, Co-Präsident der 
Freiburger Grünen: «Das Ver-
bot ist eine Lösung für ein 
nicht vorhandenes Problem.» 
Es stört ihn, dass die Initian-
ten und auch andere Mitte-
rechts-Parteien für ihre Zwe-
cke feministische Argumente 
gebrauchten. «Ich hoffe, diese 
Parteien unterstützen die 
Frauen dann auch, wenn es 
um häusliche Gewalt und 
Chancengleichheit geht», so 
Vuilleumier.

Abstimmungen
Seebezirk

Verhüllungsverbot E-ID-Gesetz Handelsabkommen 
mit Indonesien

Ja Nein Ja Nein Ja Nein

Courgevaux 238 206 189 249 226 212
Courtepin 923 613 593 917 693 790
Cressier 198 194 153 233 189 197
Fräschels 124 98 75 146 117 105
Galmiz 171 96 92 173 118 144
Gempenach 84 59 53 90 55 84
Greng 53 34 36 52 54 34
Gurmels 1008 743 671 1068 865 860
Kerzers 817 820 697 938 900 711
Kleinbösingen 164 123 103 184 139 139
Merlach 148 150 134 165 158 141
Misery-Courtion 350 206 205 335 236 304
Mont-Vully 893 704 652 935 781 786
Muntelier 200 235 216 215 247 182
Murten 1448 1409 1153 1673 1569 1224
Ried 304 212 224 290 265 239
Ulmiz 107 88 65 131 90 97
Total 7230 5990 5311 7794 6702 6249

 Während auf eidgenössi-
scher Ebene das Wirt-

schaftspartnerschafts-Abkom-
men mit Indonesien und insbe-
sondere die Bestimmungen zum 
Palmöl auf rund 51 Prozent Ja-
Stimmen kamen, lautete das Re-
sultat im Kanton Freiburg gera-
de umgekehrt: 53,5 Prozent 
lehnten das Abkommen ab. In-
nerhalb des Kantons gab es klare 
Unterschiede in den Sprachre-
gionen: Die mehrheitlich fran-
zösischsprachigen Bezirke lehn-
ten das Abkommen allesamt ab, 
der Sense- und der Seebezirk 
sagten jedoch mit 51,9 bezie-
hungsweise 51,7 Prozent Ja.

Die Murtner SP-Nationalrä-
tin Ursula Schneider Schuettel, 
die sich für ein Nein eingesetzt 
hatte, erachtet trotz der Annah-
me des Abkommens auf natio-
naler Ebene den hohen Nein-
Anteil als gutes Resultat, wel-
ches ein Bekenntnis zur Nach-
haltigkeit und deren Kontrolle 

darstelle. «Selbst die Befürwor-
ter argumentierten mit der 
Nachhaltigkeit.» Dass im Kan-
ton Freiburg gar eine Nein-
Mehrheit zustande kam, sieht 
sie in dessen starker Landwirt-
schaft begründet: «Ein Freihan-
delsabkommen wird oft als 
Konkurrenz angesehen. In die-
sem Fall befürchtete man, dass 
statt eigenem Rapsöl importier-
tes Palmöl zum Zuge kommt.»

Für FDP-Nationalrat und Be-
fürworter Jacques Bourgeois 
weist das Abkommen mit Indo-
nesien den Weg für künftige 
Freihandelsabkommen wie  
etwa Mercosur für Südameri-
ka. Er weist darauf hin, dass 
erstmals Nachhaltigkeitsstan-
dards an ein Abkommen ge-
knüpft wurden, was ausdrü-
cke, dass das Umweltdenken 
an Bedeutung gewinne. Mit 
dem Nein des Freiburger Volks 
drücke dieses aus, dass ihr die 
Umwelt sehr wichtig sei. uh

Freihandelsabkommen

Die Schweiz sagt Ja, 
Freiburg sagt Nein

 Das Gesetz zur Einfüh-
rung einer elektronischen 

ID ist an der Urne durchgefal-
len. Wie das Schweizer hat 
auch das Freiburger Stimm-
volk die Vorlage verworfen, mit 
62,2 Prozent Nein-Stimmen 
aber etwas weniger klar. Alle 
Bezirke stimmten mit einem 
etwa gleich grossen Anteil 
Nein, nur im Seebezirk war es 
mit 59,5 Prozent knapper.

Das freut Nationalrat Ger-
hard Andrey (Grüne), der in 
einem Freiburger Komitee die 
Vorlage bekämpft hatte. «Es ist 
ein Ja zur E-ID, aber ein Nein 
zur Privatisierung», interpre-
tiert Andrey das Ergebnis. Es 
sei aus den Debatten während 
der Kampagne hervorgegan-
gen, dass sich die Ablehnung 
nur dagegen richtete, dass ein 
privater Anbieter die E-ID aus-
stellen soll. «Der Staat muss 
seine Rolle wahrnehmen. Die 
Bevölkerung erwartet, dass der 

Bund seine Grundaufgaben im 
digitalen Zeitalter wahrneh-
men kann.» Dass mit dem Nein 
des Stimmvolks eine Verzöge-
rung zur Umsetzung eintritt, 
ist für ihn nicht dramatisch: 
«Man hat zwar etwas an Zeit 
verloren, aber an Klarheit ge-
wonnen.»

Wie ihre Partei und der 
Staatsrat hatte sich auch CVP-
Nationalrätin Christine Bulli-
ard-Marbach für das Gesetz 
starkgemacht. Sie bedauert das 
Nein: «Wir haben eine Chance 
verpasst, bei der Digitalisie-
rung vorwärts zu machen und 
für mehr Sicherheit zu sorgen.» 
Sie stelle fest, dass technische 
Vorlagen für Unsicherheit sorg-
ten und deshalb beim Volk eher 
ein Nein bewirkten, ist aber 
überrascht, dass sich viele Jün-
gere gegen die Lösung stellten. 
Bulliard glaubt dennoch, dass 
der Bund schnell eine neue Lö-
sung präsentieren wird. uh

E-ID-Gesetz

«An Zeit verloren, 
aber an Klarheit gewonnen»
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Abstimmungen
Bezirke

Verhüllungsverbot E-ID-Gesetz Handelsabkommen 
mit Indonesien

Ja Nein Ja Nein Ja Nein

Saane 17 226 17 385 12 599 21 579 15 544 18 182
Sense 9728 7408 6509 10 471 8695 8072
Greyerz 11 139 7280 6753 11 366 7990 9858
See 7230 5990 5311 7794 6702 6249
Glane 5527 3640 3232 5662 3574 5202
Broye 7582 4647 4395 7686 4970 6935
Vivisbach 3764 2832 2401 4089 2614 3802
Ausland-CH 1213 887 1128 961 1034 1030
Total 63 409 50 069 42 328 69 608 51 123 59 330
Kanton in % 55.88 44.12 37.81 62.19 46.28 53.72

Abstimmungen
Grossfreiburg

Verhüllungsverbot E-ID-Gesetz Handelsabkommen  
mit Indonesien

Ja Nein Ja Nein Ja Nein

Avry 432 333 305 454 410 341
Belfaux 558 472 413 609 504 500
Corminboeuf 627 532 447 705 558 570
Freiburg 4314 6623 3520 7277 4484 6218
Givisiez 464 346 309 499 367 442
Granges-Paccot 480 414 360 522 434 444
Marly 1414 1370 1066 1717 1410 1298
Matran 324 294 250 357 321 283
Villars-sur-Glâne 1710 2046 1419 2308 1849 1806

Abstimmungen
Sensebezirk

Verhüllungsverbot E-ID-Gesetz Handelsabkommen 
mit Indonesien

Ja Nein Ja Nein Ja Nein
Bösingen 884 517 537 846 692 674
Brünisried 153 82 93 142 131 102
Düdingen 1733 1623 1420 1908 1787 1502
Giffers 412 213 211 404 315 299
Heitenried 306 223 234 294 270 244
Plaffeien 846 518 451 912 662 665
Plasselb 275 122 135 254 187 194
Rechthalten 267 163 177 248 230 193
Schmitten 812 885 655 1014 897 760
St. Silvester 278 84 141 220 172 184
St. Ursen 320 272 219 373 288 299
Tafers 1508 1123 983 1619 1287 1295
Tentlingen 337 181 160 353 259 248
Ueberstorf 658 458 411 703 533 556
Wünnewil-Flamatt 939 944 682 1181 985 857
Total 9728 7408 6509 10471 8695 8072
Jaun 226 68 58 230 101 184

Freiburger wollen Gesicht sehen
Das Verhüllungsverbot hat im Kanton Freiburg viel Anklang gefunden: 55,9 Prozent der Bürgerinnen 
und Bürger stimmten Ja zur Initiative. Das ist ein höherer Anteil als auf nationaler Ebene.

Urs Haenni

FREIBURG Die Antwort des 
Freiburger Stimmvolks zum 
Verhüllungsverbot ist eindeu-
tig ausgefallen: 55,88 Prozent 
stimmten für und 44,12 Pro-
zent gegen die Initiative – bei 
einer hohen Stimmbeteiligung 
von 55 Prozent. National lag 
der Ja-Anteil mit 52 Prozent et-
was tiefer. Im Vorfeld hatte sich 
angedeutet, dass besonders in 
der Romandie die Zustimmung 
zur Vorlage hoch sein dürfte. 
Nun zeigten sich vor allem 
Unterschiede zwischen Stadt 
und Land. Das drückte sich 
auch im Kanton Freiburg aus: 
Der Saanebezirk stimmte mit 
50,2 Prozent Nein-Stimmen als 
einziger Bezirk mehrheitlich 
gegen die Initiative. In der 
Stadt Freiburg lag der Nein-An-
teil gar bei 60,6 Prozent und in 
Villars-sur-Glâne bei 54,5 Pro-
zent. Auch in Deutschfreiburg 
gab es einzelne Gemeinden mit 
einer Nein-Mehrheit: Schmit-
ten mit 52,2 Prozent, Wünne-
wil-Flamatt mit 50,1, Kerzers 
mit 50,1, Merlach mit 50,3 und 
Muntelier mit 54 Prozent.

Getragen wurde die vom 
Egerkinger Komitee lancierte 
Vorlage vor allem von der SVP. 
Entsprechend zufrieden zeigte 
sich deshalb SVP-Kantonalprä-
sident Christophe Blaumann: 
«Das Volk hat verstanden, dass 
es hier weniger darum ging, 
Maskierung zu verhindern, als 
vielmehr radikalen Islamis-
mus, Extremismus, Terroris-
mus, und zwar von allen Sei-
ten: links wie rechts.» Es seien 
vor allem die Medien gewesen, 
die die Vorlage auf das Tragen 
eines Niqab oder einer Burka 
reduziert hätten, so Blaumann. 
Mit Blick auf das klare Freibur-
ger Resultat meinte er: «Das 
Freiburger Volk drückt so aus, 
dass sich die Vorlage vor allem 
gegen extreme Bewegungen 
richtet.» Bei der Umsetzung 
der Initiative könnten sich die 
Kantone nun ans Tessin und 
an St. Gallen richten, die eine 
solche Gesetzgebung schon 
kennten.

«Wenig Auswirkungen» 
Im Gegensatz zu den kanto-

nalen Mutterparteien gaben im 
Kanton Freiburg auch Mitte-

rechts-Parteien die Ja-Parole 
zum Verhüllungsverbot heraus. 
So etwa die FDP. Präsident Sé-
bastien Dorthe sagt, er persön-
lich sei zwar gegen die Vorlage 
gewesen, sie habe aber bei den 
Frauen der Partei viel Unter-
stützung gefunden. Dorthe sag-
te, er nehme das Ergebnis zur 
Kenntnis, erwarte davon aber 
keine grossen Auswirkungen, 
weil nur wenige Personen sich 
verhüllt in der Öffentlichkeit 
zeigten. Diskussionen könne es 
allenfalls beim kantonalen Aus-
führungsgesetz geben.

Auch die Freiburger CVP, die 
bald Die Mitte heissen wird, 
hatte sich im Vorfeld knapp für 
ein Ja ausgesprochen. Präsi-
dent Damiano Lepori interpre-
tiert dies dahingehend, dass 
seine Partei genau die Position 
der Bevölkerung vertrat. «Es ist 
bei dieser Abstimmung offen-
sichtlich nicht um Religion ge-
gangen, sondern um die Ge-
sellschaft als Ganzes: Man will 
keine Gesichtsverhüllung.» Bei 
der Umsetzung gehe es nun da-
rum, dass sie sich nicht repres-
siv gegen Niqab- und Burka-
Trägerinnen richte. 

SP-Präsidentin Alizée Rey 
bezeichnet das Ja zum Verhül-
lungsverbot als eine schlechte 
Sache: «Es ist reine Symbol-
politik: In der Schweiz sind nur 
rund 30 Personen betroffenen. 
Wahre Probleme wie Sexismus, 
Rassismus und Gewalt werden 
durch die Initiative nicht ge-
löst.» Sie akzeptiere das demo-
kratische Resultat, aber es sei 
gefährlich für Minderheiten 
und könne andere Probleme 
schaffen: «Es geht um Werte 
und Toleranz, und dafür ist das 
Ja ein schlechtes Signal.»

Unterstützung für Frauen?
Ähnlich äussert sich Julien 

Vuilleumier, Co-Präsident der 
Freiburger Grünen: «Das Ver-
bot ist eine Lösung für ein 
nicht vorhandenes Problem.» 
Es stört ihn, dass die Initian-
ten und auch andere Mitte-
rechts-Parteien für ihre Zwe-
cke feministische Argumente 
gebrauchten. «Ich hoffe, diese 
Parteien unterstützen die 
Frauen dann auch, wenn es 
um häusliche Gewalt und 
Chancengleichheit geht», so 
Vuilleumier.

Abstimmungen
Seebezirk

Verhüllungsverbot E-ID-Gesetz Handelsabkommen 
mit Indonesien

Ja Nein Ja Nein Ja Nein

Courgevaux 238 206 189 249 226 212
Courtepin 923 613 593 917 693 790
Cressier 198 194 153 233 189 197
Fräschels 124 98 75 146 117 105
Galmiz 171 96 92 173 118 144
Gempenach 84 59 53 90 55 84
Greng 53 34 36 52 54 34
Gurmels 1008 743 671 1068 865 860
Kerzers 817 820 697 938 900 711
Kleinbösingen 164 123 103 184 139 139
Merlach 148 150 134 165 158 141
Misery-Courtion 350 206 205 335 236 304
Mont-Vully 893 704 652 935 781 786
Muntelier 200 235 216 215 247 182
Murten 1448 1409 1153 1673 1569 1224
Ried 304 212 224 290 265 239
Ulmiz 107 88 65 131 90 97
Total 7230 5990 5311 7794 6702 6249

 Während auf eidgenössi-
scher Ebene das Wirt-

schaftspartnerschafts-Abkom-
men mit Indonesien und insbe-
sondere die Bestimmungen zum 
Palmöl auf rund 51 Prozent Ja-
Stimmen kamen, lautete das Re-
sultat im Kanton Freiburg gera-
de umgekehrt: 53,5 Prozent 
lehnten das Abkommen ab. In-
nerhalb des Kantons gab es klare 
Unterschiede in den Sprachre-
gionen: Die mehrheitlich fran-
zösischsprachigen Bezirke lehn-
ten das Abkommen allesamt ab, 
der Sense- und der Seebezirk 
sagten jedoch mit 51,9 bezie-
hungsweise 51,7 Prozent Ja.

Die Murtner SP-Nationalrä-
tin Ursula Schneider Schuettel, 
die sich für ein Nein eingesetzt 
hatte, erachtet trotz der Annah-
me des Abkommens auf natio-
naler Ebene den hohen Nein-
Anteil als gutes Resultat, wel-
ches ein Bekenntnis zur Nach-
haltigkeit und deren Kontrolle 

darstelle. «Selbst die Befürwor-
ter argumentierten mit der 
Nachhaltigkeit.» Dass im Kan-
ton Freiburg gar eine Nein-
Mehrheit zustande kam, sieht 
sie in dessen starker Landwirt-
schaft begründet: «Ein Freihan-
delsabkommen wird oft als 
Konkurrenz angesehen. In die-
sem Fall befürchtete man, dass 
statt eigenem Rapsöl importier-
tes Palmöl zum Zuge kommt.»

Für FDP-Nationalrat und Be-
fürworter Jacques Bourgeois 
weist das Abkommen mit Indo-
nesien den Weg für künftige 
Freihandelsabkommen wie  
etwa Mercosur für Südameri-
ka. Er weist darauf hin, dass 
erstmals Nachhaltigkeitsstan-
dards an ein Abkommen ge-
knüpft wurden, was ausdrü-
cke, dass das Umweltdenken 
an Bedeutung gewinne. Mit 
dem Nein des Freiburger Volks 
drücke dieses aus, dass ihr die 
Umwelt sehr wichtig sei. uh

Freihandelsabkommen

Die Schweiz sagt Ja, 
Freiburg sagt Nein

Saane:
JA 49.8 %
NEIN 50.2%

See:
JA 54.7 %
NEIN 45.3 %

Sense:
JA 56.8 %
NEIN 43.2%

Glâne:
JA 60.3 %
NEIN 39.7 %

Vivisbach:
JA 57.1 %
NEIN 42,9 %

Greyerz:
JA 60.5 %
NEIN 39.5 %

Broye:
JA 62.0 %
NEIN 38,0 %

+60% NEIN
+50% NEIN
+60% JA
+50% JA

Verhüllungsverbot

Saane:
JA 36.9 %
NEIN 63.1%

See:
JA 40.5 %
NEIN 59.5 %

Sense:
JA 38.3 %
NEIN 61.7 %

Glâne:
JA 36.3%
NEIN 63.7 %

Vivisbach:
JA 37,0 %
NEIN 63,0 %

Greyerz:
JA 37.3 %
NEIN 62.7 %

Broye:
JA 36.4 %
NEIN 63.6 %

+60% NEIN
+50% NEIN
+60% JA
+50% JA

E-ID-Gesetz

Saane:
JA 46.1 %
NEIN 53,9 %

See:
JA 51.8 %
NEIN 48.2 %

Sense:
JA 51.9 %
NEIN 48.1 %

Glâne:
JA 40.7 %
NEIN 59.3 %

Vivisbach:
JA 40.7 %
NEIN 59.3 %

Greyerz:
JA 44.8 %
NEIN 55.2 %

Broye:
JA 41.8 %
NEIN 58.2%

+60% NEIN
+50% NEIN
+60% JA
+50% JA

Handelsabkommen mit Indonesien

 Das Gesetz zur Einfüh-
rung einer elektronischen 

ID ist an der Urne durchgefal-
len. Wie das Schweizer hat 
auch das Freiburger Stimm-
volk die Vorlage verworfen, mit 
62,2 Prozent Nein-Stimmen 
aber etwas weniger klar. Alle 
Bezirke stimmten mit einem 
etwa gleich grossen Anteil 
Nein, nur im Seebezirk war es 
mit 59,5 Prozent knapper.

Das freut Nationalrat Ger-
hard Andrey (Grüne), der in 
einem Freiburger Komitee die 
Vorlage bekämpft hatte. «Es ist 
ein Ja zur E-ID, aber ein Nein 
zur Privatisierung», interpre-
tiert Andrey das Ergebnis. Es 
sei aus den Debatten während 
der Kampagne hervorgegan-
gen, dass sich die Ablehnung 
nur dagegen richtete, dass ein 
privater Anbieter die E-ID aus-
stellen soll. «Der Staat muss 
seine Rolle wahrnehmen. Die 
Bevölkerung erwartet, dass der 

Bund seine Grundaufgaben im 
digitalen Zeitalter wahrneh-
men kann.» Dass mit dem Nein 
des Stimmvolks eine Verzöge-
rung zur Umsetzung eintritt, 
ist für ihn nicht dramatisch: 
«Man hat zwar etwas an Zeit 
verloren, aber an Klarheit ge-
wonnen.»

Wie ihre Partei und der 
Staatsrat hatte sich auch CVP-
Nationalrätin Christine Bulli-
ard-Marbach für das Gesetz 
starkgemacht. Sie bedauert das 
Nein: «Wir haben eine Chance 
verpasst, bei der Digitalisie-
rung vorwärts zu machen und 
für mehr Sicherheit zu sorgen.» 
Sie stelle fest, dass technische 
Vorlagen für Unsicherheit sorg-
ten und deshalb beim Volk eher 
ein Nein bewirkten, ist aber 
überrascht, dass sich viele Jün-
gere gegen die Lösung stellten. 
Bulliard glaubt dennoch, dass 
der Bund schnell eine neue Lö-
sung präsentieren wird. uh

E-ID-Gesetz

«An Zeit verloren, 
aber an Klarheit gewonnen»


